Deutsdier Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3653 


Sachgebiet 3 


Der Parlamentarische Staatssekretär Bonn, den 11. Juli 1972 

beim Bundesminister des Auswärtigen 

LI -86.13 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Entschädigung für Deutsche, die auf Grund der zivil- 

rechtlichen Immunität von Diplomaten im Geschäfts- 
verkehr mit diesen Schaden erleiden 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Hauser (Bad Godes- 
berg), Vogel, Dr. Frerichs, Dr. Lenz (Bergstraße), Dr. 
Kliesing (Honnef), Rösing und der Fraktion der 
CDU/CSU 

- Drucksache VI/3606 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 

1. Verfügt die Bundesregierung über genaue Zahlenangaben und 
Aufstellungen über die durch unlautere Mitglieder auslän- 
disdier Missionen geschädigten Deutschen und die einge- 
tretenen Schäden? 

a) wenn ja, in wie vielen Fällen ist der Bundesregierung von 
derartigen Vorfällen berichtet worden, und wie hoch 
belaufen sich die angegebenen Schäden? 

b) wenn nein, warum hat die Bundesregierung es unterlassen, 
hierüber eine Statistik anzulegen? 

Dem Auswärtigen Amt ist selbstverständlich bekannt, daß es 
zwischen deutschen Staatsangehörigen und Mitgliedern fremder 
Missionen gelegentlich Streitigkeiten gibt. 

Das Auswärtige Amt hat jedoch keine Möglichkeit zu prüfen, 
ob die von Deutschen gegen ausländische Missionen und ihre 
Mitglieder geltend gemachten Forderungen gerechtfertigt sind. 
Aus diesem Grund hat das Auswärtige Amt von der Anlage 
einer Statistik abgesehen und kennt daher die an das Aus- 
wärtige Amt herangetragenen Forderungen nur schätzungs- 
weise. 

Sie betrugen im Jahre 1971 etwa 400 000 DM bis 500 000 DM. 
Hiervon ist der überwiegende Teil nach Vermittlungsbemühun- 
gen des Auswärtigen Amtes bezahlt worden. 

Die Bundesregierung betrachtet es als eine ihrer vornehmsten 
Aufgaben, zwischen deutschen Staatsangehörigen und Mitglie- 
dern fremder Missionen ein gutes Verhältnis herzustellen und 
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in Streitfällen zu vermitteln. Diese Aufgabe hat sie stets sehr 
ernst genommen. 

In besonders schwerwiegenden Fällen der Schädigung deutscher 
Staatsangehöriger würde das Auswärtige Amt auf die Verset- 
zung des betreffenden Mitglieds einer fremden Mission hin- 
wirken. 

An dieser Stelle möchte die Bundesregierung nicht versäumen 
zu erwähnen, daß auch fremde Missionen und ihre Angehörigen 
nicht selten Opfer unlauteren Geschäftsgebarens seitens Deut- 
scher geworden sind. 


2. Hält die Bundesregierung nach der auch von den Unterzeichnern 
vorgeschlagenen Anpassung des GVG an das WÜD den Schutz 
der deutschen Bevölkerung vor unredlichen Angehörigen aus- 
ländischer Missionen für ausreichend? 


Das Wiener Übereinkommen über diplomatische Beziehungen 
ist von der Mehrzahl der Staaten Anfang der sechziger Jahre 
gemeinsam erarbeitet worden. Es wurde bisher von etwa 100 
Staaten ratifiziert. Die dort vorgesehene abgestufte Immunität 
von der Gerichtsbarkeit des Empfangsstaates enthält nach Auf- 
fassung der Bundesregierung einen angemessenen Ausgleich 
zwischen den schutzwürdigen Interessen der Entsendestaaten 
und des Empfangsstaates. 


3. Hält die Bundesregierung die bisherige Vermittlertätigkeit des 
Auswärtigen Amtes in zivilrechtlichen Streitigkeiten zwischen 
deutschen Staatsbürgern und Angehörigen ausländischer Missio- 
nen in jeder Hinsicht für ausreichend? 

Das Auswärtige Amt hat sich stets intensiv darum bemüht, zwi- 
schen deutschen Staatsbürgern und Angehörigen ausländischer 
Missionen zu vermitteln. 


4. Stimmt die Bundesregierung mit den Unterzeichnern darin über- 
ein, daß das Interesse der Bundesrepublik Deutschland an guten 
diplomatischen Beziehungen zu allen Ländern der hier akkre- 
ditierten ausländischen Missionen jedenfalls größer ist, als das 
des einzelnen Bürgers daran? 

Naturgemäß ist das Interesse der Bundesregierung an guten 
Beziehungen zu allen Ländern groß. Sie hält jedoch selbstver- 
ständlich auch die berechtigten Interessen deutscher Staats- 
bürger für schutzbedürftig und wird sich nach wie vor für diese 
Interessen im Bereich ihrer rechtlichen Möglichkeiten einsetzen. 


5. Hält die Bundesregierung es für zumutbar, wenn der einzelne 
Bürger, dem durch unlautere Angehörige ausländischer Missio- 
nen ein Schaden entstanden ist, diesen selbst zu tragen hat? 
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6. Ist die Bundesregierung nicht auch der Ansicht, daß nicht der 
sogenannte kleine Mann die Schäden, die ihm aus Geschäften 
mit unlauteren Angehörigen ausländischer Missionen entstan- 
den sind, zu tragen hat, sondern die Bundesrepublik Deutsch- 
land? 


Die Beziehungen zwischen Mitgliedern fremder Missionen und 
deutschen Staatsbürgern sind zivilrechtlicher Natur. Es ist daher 
Sache des einzelnen deutschen Geschäftspartners, sich durch 
entsprechende Vorkehrungen gegen mögliche Verluste abzu- 
sichern. 


7. Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit, ihrerseits 
jährlich einen gewissen Betrag zur Verfügung zu stellen und 
nach sorgfältiger Prüfung der verschiedenen Einzelfälle den von 
Mitgliedern ausländischer Missionen geschädigten Deutschen als 
Entschädigung zukommen zu lassen? 

8. Welche anderen Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, um 
den betroffenen deutschen Staatsbürgern zu helfen? 

Die deutschen Staatsbürger treten freiwillig und ohne jeden 
staatlichen Zwang in Geschäftsbeziehungen mit Mitgliedern 
fremder Missionen ein. Es steht ihnen frei, diese Geschäfte zu 
tätigen oder zu unterlassen. 


Der Bundesregierung stehen keine Mittel zur Verfügung, um 
deutsche Staatsangehörige, die aus Geschäftsbeziehungen mit 
fremden Missionen einen Schaden erlitten haben, zu ent- 
schädigen. 

Falls der Bundestag hierfür Mittel bewilligen sollte, müßten 
jedoch auch Mittel für entsprechende Planstellen bereitgestellt 
werden, da, wie jeder Rechtsanwalt weiß, die Bearbeitung der- 
artiger Angelegenheiten sehr viel Arbeitsaufwand bedingt. 


Moersch 
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